
Lokales extra

Drei gleiche Fragen, neun unterschiedliche Antworten
Das sagen lokale Akteure zur Atomkraft

M Rhein-Hunsrück. Wie stehen Ak-
teure aus dem Rhein-Hunsrück-
Kreis zur Atomkraft? Wir haben
Landrat Volker Boch, Werner Vogt,
Geschäftsführer der Höhenwind-
Park GmbH und Wolfgang Piroth
vom Bündnis Energiewende für
Mensch und Natur dazu befragt.

Was spricht Ihrer Meinung nach für
Atomkraft?
Volker Boch: Für mich persönlich
spricht sehr wenig für Atomkraft.
Allein aufgrund des erheblichen
Gefahrenpotenzials der zivilen
Nutzung von Kernenergie und der
ungeklärten Frage der Entsorgung
von Atommüll sehe ich Atomkraft
als Energieträger sehr kritisch. Da-
zu kommt abseits der friedlichen
Nutzung von Kernenergie ein
höchst gefährlicher Aspekt: die
Verbreitung von Kernwaffen, de-
ren Einsatz fatale Folgen hat.
Wofgang Piroth: Deutschlands
Kernkraftwerke haben während der
letzten Jahrzehnte ein Drittel des
gesamten Strombedarfs verlässlich,
bedarfsgerecht und nahezu CO2-
frei geliefert. Vor dem Hintergrund
der Klimakrise zeigen sich die fa-
talen Folgen des deutschen Aus-

stiegs. AKW haben
einen geringen
Landschaftsver-
brauch. Wegen der
großen Nennleis-
tung können sie
Industrienationen
mit wenigen Anla-
gen sicher versor-
gen. Den weltweit
zunehmenden
Energiebedarf ausschließlich mit
Erneuerbaren decken zu wollen, ist
pure Illusion. Ein wesentlicher
Pfeiler wird die Kernfusion sein.
Mit dieser wird es möglich, noch
energiereichen Atommüll wieder
zu verwenden. Das Endlagerpro-
blem würde dadurch minimiert.
Werner Vogt: Um es vorwegzu-
nehmen, spricht wenig für die Nut-
zung von Kernenergie. Was man
der Atomenergie zugutehalten
kann, ist, dass sie mit relativ wenig
Einsatz von fossilen Primärstoffen
viel Energie gewinnen kann. Ein
Vorteil ist, dass der Ausstoß von
CO2 wesentlich geringer ist. Das
Argument der Grundlastfähigkeit
stimmt so nicht: Sofern im Sommer
die Flüsse genügend Wasser zur
Kühlung der Reaktoren führen, ist

sie auch bedingt grundlastfähig.
Dies ist aber sehr unsicher, wie
man am Beispiel von Frankreich in
diesem Dürresommer sieht, als vie-
le Reaktoren abgeschaltet werden
mussten. Böse argumentiert ergäbe
sich der Vorteil, dass man anrei-
cherungsfähig Plutonium für den
Bau von Atomwaffen herstellen
kann.

Was spricht Ihrer Meinung nach
gegen Atomkraft?
Boch: Als ich Schüler war, kam es
zum GAU von Tschernobyl. Ich bin
aufgewachsen mit der Sorge und
dem Bewusstsein, dass auch zivil
genutzte Kernenergie eine große
potenzielle Gefahr darstellt. Es kam
in den vergangenen Jahrzehnten
immer wieder zu Unfällen, Störfäl-
len oder technischen Problemen.
Die Gefahr, die nicht nur durch nu-
klear bestückte Waffensysteme be-
steht, ist greifbar, sondern auch
durch Reaktoren, wie sie bei-
spielsweise in U-Booten verbaut
sind. Die Kernenergie ist zudem
aufgrund der nicht geklärten Frage
von Endlagerung oder Entsorgung
höchst kritisch zu sehen.
Piroth: Die Endlagerung des ato-
maren Abfalls. Durch die Ver-
säumnisse der Politik ist hier noch
keine Lösung gefunden. Hierdurch

entstanden berechtigte Ängste und
eine breite Ablehnung gegen
Atomkraft. Der Grünen-Slogan
„Atomkraft, nein danke“ hat maß-
geblich zur Ablehnung beigetra-
gen.
Vogt: Viele ungelöste Probleme,
die wir bis heute nicht abschätzen
können: Entsorgung von radioak-
tiven Abfällen, Betrieb der Anla-
gen, Versorgung mit Uran, tech-
nisch aufwendiger Betrieb der An-
lagen, nicht kalkulierbare Reak-
torunfälle, hohe Energieerzeu-
gungskosten, keine saubere Ener-
gie (wegen Radioaktivität). Sie löst
keine der Probleme, die wir heute
für eine klimagerechte und güns-
tige Energielieferung in der Zu-
kunft brauchen.

Das EU-Parlament hat Atomkraft als
nachhaltig eingestuft. Halten Sie
Atomkraft für nachhaltig?
Boch: Die Entscheidung der EU ist
zurecht stark umstritten. Dabei
ging es vor allem um Fragen des
Kapitalmarktes und um die Finan-
zierung von nachhaltigem Wachs-
tum und weniger um eine tiefere
inhaltliche Diskussion. Der Fokus
lag stark auf der Reduzierung um-
weltschädlicher Treibhausgase. Ich
würde mir wünschen, dass die EU
anders entschieden hätte.

Piroth: Die Ent-
scheidung der EU-
Kommission ist vor
dem Hintergrund
der Klimakrise fol-
gerichtig, um dro-
hende Energie-
engpässe zu ver-
meiden. Im Übri-
gen hat diese Ent-
scheidung vorü-
bergehenden Charakter und ist an
bestimmte Bedingungen und
Transparenzanforderungen ge-
knüpft.

Vogt: Nein, Atomkraft ist in keins-
ter Weise nachhaltig: zu teuer, un-
gelöste Probleme der Versorgung
und Entsorgung für die Kernstäbe,
ökologisch und ökonomisch un-
sinnig, nicht zukunftsfähig. Die
Einstufung hatte keinen ökologi-
schen oder ökonomischen Hinter-
grund, sondern diente den wirt-
schaftlichen Interessen einiger we-
niger Länder, die von der Nutzung
der Kernenergie abhängig sind, da
sie in der Vergangenheit viele An-
lagen gebaut und den Umstieg auf
EE-Versorgung verschlafen haben.
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Atomkraft, nein danke!
Deutschland, der
Aussteiger
„Atomkraft – Was geht uns Ju-
gendliche das an?“ Dieser Frage
und vielen weiteren ist die Klasse
9 a der Friedrich-Karl-Ströher Re-
alschule plus in Simmern im Rah-
men des Schülerwettbewerbs der
Bundeszentrale für politische Bil-
dung in den vergangenen Wochen
nachgegangen. Sie möchte die Le-
ser auf ihrem Recherche- und Er-
kenntnisweg (das erste Meinungs-
bild der Schüler zeigt die Grafik
unten rechts) mitnehmen und mit
zwei Zeitungsseiten, die zu ihrem
Wettbewerbsbeitrag gehören, über
Vor- und Nachteile der Gewin-
nung von atomarem Strom infor-
mieren – exemplarisch an Frank-
reich und Aussteiger Deutschland.

Von Veronika Walker

M Simmern.
Gefahren der Atomkraftwerke:Der
Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland berichtet, dass AKW,
Atommüll-Zwischenlager und
-transporte radioaktive Strahlen
abgeben, die Krebs verursachen
und das Erbgut schädigen kön-
nen. Auch sei die Aussage falsch,
alte AKW seien ebenso sicher wie
neue. Laut SPD-Bundestagsfrakti-
on könnten alte AKW trotz Nach-
rüstungen nicht die Sicherheit ga-
rantieren, wie neue. Daher sei ei-
ne weitere Nutzung verantwor-
tungslos. Ein Erdbeben mit Tsu-
nami führte im März 2011 zu Schä-
den im Kernkraftwerk Fukushima
Daiichi in Japan, in der Folge wur-
den radioaktive Stoffe freigesetzt.
Etwa 120 000 Menschen wurden
vorbeugend oder aufgrund der
Strahlung evakuiert, berichtet das
Bundesamt für Strahlenschutz.
Atomkraft und Wirtschaft: Kern-
spaltung sei teuer und auf finan-
zielle Hilfe vom Staat angewiesen.
Da Atomstrom nicht versicherbar
sei, würde nach Berechnungen
des Bundesverbands Erneuerbare
Energie (BEE) die zu zahlende Ver-
sicherungssumme für einen GAU
(Größter anzunehmender Unfall)
bei 6,090 Milliarden Euro liegen.
Im Fall eines GAUs müsste der
Staat diese Kosten tragen oder auf
die Steuerzahler umlegen, schreibt
die Agentur für erneuerbare Ener-
gie. „Eine Energiequelle, die nur
etabliert werden kann, wenn der
Staat in die Haftung geht, die
zeigt schon marktwirtschaftlich an,
dass es sich nicht um eine nach-
haltig verantwortbare Energie-
quelle handeln kann“, sagte Bun-
desfinanzminister Christian Lind-
ner (FDP) 2022 in der „Welt“.

Atomkraft und Umwelt: Eine Stu-
die der Rosa-Luxemburg-Stiftung
kam zum Schluss, dass die Ge-
winnung von Uran Menschenle-
ben fordere. Der Abbau in Ka-
sachstan, Kanada und Australien
sowie Niger, Namibia, Usbekistan
oder USA stelle ein Risiko für Um-
welt und Gesundheit dar, Ar-
beitskräfte könnten gesundheitlich
geschädigt werden. Nicht nur Er-
wachsene würden ausgebeutet,
sondern auch Kinder, heißt es auf
der Internetseite Entwicklungspo-
litik Online. Die Umweltorganisa-
tion GLOBAL 2000 gibt an, dass
auch die Entsorgung radioaktiver
Abfälle ein großes Problem sei. Es
dauere Jahrhunderte, bis der
Atommüll nicht mehr strahle. Welt-
weit werde er in Zwischenlagern
unter der Erde gelagert. Durch Un-
fälle oder Angriffe könnten radio-
aktive Stoffe freigesetzt werden.
Alternativ würden Bohrlöcher als
Atommüll-Endlager genutzt. Doch
bei Bohrungen in großer Tiefe kön-
ne es zu Verschiebungen und Ein-
buchtungen kommen. Diese führ-
ten unter Umständen zur Freiset-
zung radioaktiver Stoffe.

Ausstieg in Deutschland: In der
Politik gibt es verschiedene Mei-
nungen zum Atomkraftausstieg. So
sagte die Bundestagsvizepräsiden-
tin Katrin Göring-Eckardt dem
Nachrichtensender „Merkur“, dass
die Strompreise trotz Atomaus-
stieg perspektivisch sinken könn-
ten. „Der Strompreis wird natür-
lich günstiger werden, je mehr er-
neuerbare Energie wir haben“,
sagte die Grünen-Politikerin auch
dem MDR. „Wind und Sonne, die
kriegen wir immer zum Nulltarif.
Da brauchen wir die Anlagen und
die Netze, und deswegen ist das
das Entscheidende.“ Atomkraft da-
gegen sei teuer, in Herstellung, in
der Produktion, als auch danach.
Ist Atomkraft nachhaltig? Große
Gefahren für Mensch und Um-
welt, enorme Risiken
für den Staat, kompli-
zierte Entsorgung, Ra-
dioaktivität und Aus-
beutung der indigenen
Völker mehrerer Staa-
ten zeigen, dass Atom-
kraft nicht als nach-
haltige Energiequelle
bewertet werden kann.

Atomkraft, ja bitte!
Frankreich macht
weiter
Von Angel J. Hoffmann, Rahel
Hadnagy und Lucas Pullig

M Simmern/Paris. Weltweit befin-
den sich 438 Atomkraftwerke
(AKW) in Betrieb. 56 davon stellten
im Jahr 2022 282,1 Terawattstun-
den (TWh) in Frankreich her. Da-
mit liegt der Nachbar von Deutsch-
land in Bezug auf die Anzahl der
Reaktoren und die damit erzeugte,
atomare Stromleistung mit weitem
Abstand an der europäischen Spit-
ze. Warum ist für den flächengröß-
ten Staat der Europäischen Union

(EU) die Atomkraft eine
gute und nachhaltige
Energiequelle?
Geschichtspolitischer
(Hinter)Grund: In den
1950er- und 60er-Jah-
ren lag die Nutzung der
Atomkraft nicht in der
zivilen Energiegewin-
nung, sondern im Be-

reich der militärischen Nutzung.
Nach der Zündung der ersten Was-
serstoffbombe in Französisch-Po-
lynesien 1968 gehörte der Staat zu
den großen Atommächten. Die zi-
vile Nutzung wurde parallel vorerst
nur stiefmütterlich vorangetrieben.
Wirtschaftliche Argumente: Als
1973 die Ölpreise und die Kosten
für andere fossile Brennstoffe durch
die Ölkrise stiegen, reagierte die
französische Regierung mit dem
sogenannten Messmer-Plan.
Atomstrom wurde als kostengüns-
tige Energiequelle propagiert, es
fand ein immenser Bau von Reak-
toren im Rahmen des zivilen Atom-
programms statt. Es entstand ein
eigener Wirtschafts- und Arbeits-
zweig. Laut des Artikels „Kernkraft
in Frankreich“ von Sophie Martiné,
wissenschaftliche Mitarbeiterin der
Friedrich-Ebert-Stiftung, sei hie-
raus der drittgrößte Wirtschafts-
sektor im Land entstanden. Daran
hängen Arbeitsplätze, Existenzen
und große Steuereinnahmen. Zu-
dem verdiene der Staat an den
Stromeinnahmen mit, da es sich
beim Betreiber Electricité de France
(EDF) um einen Staatskonzern (80

Prozent) handele. Gleichzeitig
wurde der europäische Strommarkt
geöffnet, sodass Frankreich seinen
günstigen – staatlich subventio-
nierten – Strom auch ins Ausland
verkauft. Weil sich die Weltmarkt-
preise für fossile Brennstoffe stän-
dig ändern und Frankreich diese
Energieträger nicht als stabile, kos-
tengünstige Energiequelle be-
trachtet, werde weiter in diese
Technologie investiert, so Martiné.
Staatspräsident Macron spricht von
einer „Renaissance der Atom-
kraft“.
Ökologische Ansichten: Die Be-
fürworter der Atomkraft könnten
laut Martiné auf ein jahrzehnte-
langes „Know-how“ zurückgreifen.
Zudem sei Atomkraft ein Prestige-
projekt der Franzosen. Zur Errei-
chung der Klimaziele stelle Atom-
kraft eine kohlenstoffarme Ener-
giequelle dar. Zudem sei „die
Kernenergie in großem Umfang
verfügbar und steuerbar“. Sie müs-
se also nicht gespeichert werden
und sei bei Bedarf abrufbar. Er-
neuerbaren Energien müssten ge-
speichert und wetterbedingt auch
von fossilen Energieträgern ange-
trieben werden.
Gefahren der Kernenergie: Nach
Tschernobyl (1986) und Fukushima
(2011) wurden mehr französische
Bürger kritisch gegenüber der
Atomenergie. Besonders in den
Folgejahren des GAU in Japan
2011 kam es zu einem Umdenken
in der französischen Politik. Der da-
malige Präsident Francois Hollande
wollte erneuerbare Energien för-
dern und Atomstrom auf 50 Prozent
der Gesamtenergiegewinnung re-
duzieren. Nach dem Einmarsch
Russlands in die Ukraine kamen
weitere Fragestellungen in Europa,
ob die Atomkraft weiterhin noch
betrieben werden könnte, auf. Ge-
fahren eines möglichen Angriffs
wie in Saporischschja stellten AKW
in Frage. Auch Präsident Macron
schwenkte um. Das Meinungsbild
der Bürger veränderte sich jedoch
wegen der steigenden Strompreise.
75 Prozent der Bürger wollten die
Atomkraft laut des französischen
Meinungs- und Marktforschungs-
instituts (Institut Francas d´opinion
publique) (IFOP) weiter ausbauen,
nur 6 Prozent seien dagegen. Auf
die Fragen der Endlagerung des
Atommülls hätten die Befürworter,
ähnlich wie in anderen Staaten
auch, bisher nur wenige Antwor-
ten. Es gebe bisher nur das Endla-
ger. In diesem könne aber nur ein
Bruchteil des hochradioaktiven
Materials endgelagert werden.

Y Die ungekürzten Versionen der
Artikel und Interviews sowie

weitere Informationen der Schüler
etwa zur Geschichte der Atomkraft
gibt es unter www.fksrsplus.de

Atomkraft – Was geht uns Jugendliche das an?

Wo soll es hingehen? In Richtung Erneuerbare Energie oder doch zurück zur Atomkraft? Beides hat Vor- und Nachteile. Illustration: Jake Schmidt und Julie Strominski
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